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Krankenhauszweckverband Bayreuth
Einladung

zur Sitzung der

Verbandsversammlung
am Dienstag, den 1. Dezember 2020, um 13.15 Uhr (bzw. im Anschluss an die
vorherige Sitzung), im Sitzungssaal des Landratsamtes Bayreuth, Markgra­
fenallee 5, 95448 Bayreuth.

Tagesordnung:

Öffentlich
1. Feststellung des .Jahresabschlusses 2019 des Krankenhauszweckverban­

desBayreuthsowieEntlastungfürden .Jahresabschluss 2019
2. Entlastung des Aufsichtsrates der Klinikum Bayreuth GmbH für das

Jahr2019
hier: Weisungsbeschluss anden 1. weiterenStellvertreterdesVerbands-

vorsitzenden
Bayreuth, 18. November2020
KrankenhauszweckverbandBayreuth
Verbandsvorsitzender
Thomas Ebersberger
Oberbürgermeister

Brandgefahren in der Weihnachtszeit
und an Silvester

Die jährlichen Statistiken der Feuerweh­
ren und der Brandversicherer zeigen,
dass es gerade in der Advents- und Weih­
nachtszeit und zum Jahreswechsel zu ei­
nerHäufungvon eigentlichvermeidbaren
Bränden kommt. Oberste Gefahrenquelle
sind dabeiAdventskränze, Weihnachtsge­
stecke und Christbäume, die mit echten
Kerzen geschmückt werden. Damit man
in dieserHinsicht von unliebsamen Über­
raschungen verschontbleibt und die stim­
mungsvolle Weihnachtszeit möglichst un­
getrübt verbringen kann, sollten folgende
Hinweise unbedingt beachtetwerden:

- Adventsgestecke und -kränze immer
auf eine feuerfeste Unterlage stellen
und die Kerzen nie unbeaufsichtigt
brennen lassen!

- Möglichst nur frisch geschlagene
Christbäume kaufen; trockene Bäume
sowie ausgetrocknete Zweige von Ge­
stecken oder Kränzen rechtzeitig ent­
fernen!

- Weihnachtsbäume standsicher und
mit ausreichendemAbstand zu brenn­
baren Vorhängen, Teppichen, Möbel­
stücken, Decken etc, aufstellen!

- Möglichst keinen brennbaren
Schmuck aus Papier, Stroh, Holz oder
ähnlichem verwenden, wenn echte
Weihnachtskerzen aufgesteckt wer­
den!

- Kerzen auf nicht brennbaren Kerzen­
haltern sicher und mit ausreichendem
Abstand zu allen brennbaren Materia­
lien befestigen (handelsübliche Stea­
rinkerzen entwickeln direkt über der
Flamme eine Temperatur von 650 bis
1.000 GradCelsius!). NachMöglichkeit
nur nicht tropfende Kerzen verwen­
den. Anzünden der Kerzen immer von
oben nach unten, Auslöschen dagegen
vonunten nachoben! Brennende Ker­
zen immer beaufsichtigen und Kinder
nie damit alleine lassen! Weit abge­
brannteKerzenrechtzeitig entfernen!

- Schön verpackte Geschenke unter
demWeihnachtsbaum brennen imUn­

glücksfall ebenso lichterloh! Besser al­
so, Geschenke nicht unmittelbar unter
denBaumlegen.

- Sternwerfer, wenn überhaupt, nur im
Freienverwenden!

- Feuerwerkskörper und -raketen sind
"Sprengstoff". Für eine möglichst si­
chere Silvesterfeier solltenSie deshalb
insbesondere beachten:
• Lassen Sie Jugendliche unter 18
Jahren nicht mit diesen Gegenstän­
den hantieren. Beachten Sie unbe­
dingt die Gebrauchshinweise der
Hersteller. Mit wenigen Ausnah­
men ist eine Verwendung von Feu­
erwerken in geschlossenen Räu­
men verboten.

• NehmenSie nach demAnzündenei­
nen ausreichenden Sicherheitsab­
stand ein. Werfen Sie Feuerwerks­
körper und -raketen nicht blind­
lings weg - und zielen Sie niemals
aufMenschen. Zünden Sie nicht ge­
zündete Feuerwerkskörper (Blind­
gänger) niemals nocheinmal.

• Bewahren Sie Feuerwerkskörper
so auf, dass keine Selbstentzün­
dung möglich ist. Tragen Sie Feuer­
werkniemals amKörper, etwa inJa­
cken- oderHosentaschen.

- Sollte es dennoch zu einemBrand kom­
men, sofort dieFeuerwehrüberdie ein­
heitliche Notrufnummer 112 alarmie­
ren!

Bayreuth, 6. November2020
LandratsamtBayreuth
Wiedemann
Landrat
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Vollzug des Infektionsschutzgesetzes
(lfSG) und der 8. Bayerischen Infek­
tionsschutzmaßnahmenverordnung (8.
BayISMV );
Erlass einer All gemeinverfügung zur
Bekäm pfung des neuartigen Coronavi­
rus SARS-CoV-2 im Landkreis Bay­
reuth;
Stark frequentierte öffentliche Plätze
im Landkre is Bayreuth

Der Landkreis Bayreuth erlässt auf
Grundlage von $ 28Abs. 1 IfSG i. V.m. $ 24
der8. BayIfSMVvom30.10.2020 (BayMBl.
2020 Nr. 616) und $ 65 Satz 1 der Zustän­
digkeitsverordnung (ZustV) folgende

ALLGEMEINVERFÜGUNG

1. Die stark frequentierten öffentlichen
Plätze im Landkreis Bayreuth im
Sinne von24Abs.1 Nr:. l, Abs. 3 der 8.
BayIfSMV werden wie folgt festge­
legt:

a) StadtBadBerneck:
- Busbahnhof im Bereich der Bay­
reuther Straße und der Bahnhof­
straße, sieheAnlage

b) StadtPegnitz:
- Innenstadtbereich, sieheAnlage

c) StadtPottenstein:
- Innenstadtbereich, sieheAnlage
- Rundwanderweg Schöngrundsee

bis Teufelshöhle mit Parkplatz
Schöngrundsee, sieheAnlage

Der konkrete räumliche Umgriff der
betroffenen Bereiche ergibt sich aus
den Plänen in der Anlage zu dieser
Allgemeinverfügung. Die Anlage ist
Bestandteil dieser Allgemeinverfü­
gung. Von der Festsetzung umfasst ist
jeweils der gesamte öffentliche Raum,
also ggf. einschließlich der Gehsteige
bis zu denHauswänden.

2. Die Allgemeinverfügung tritt am
20.11.2020 inKraftund mitAblaufdes
30.11.2020 außerKraft.

Mit Ablauf des 19.11.2020 wird die
Allgemeinverfügung zur Festlegung
der stark frequentierten öffentlichen
Plätze im Landkreis Bayreuth vom
4.11.2020, Aktenzeichen 22-5304/18,
aufgehoben und tritt mit Ablauf des
gleichenTages außerKraft.

3. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß
Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG am
19.11.2020 durch Aushang an der
Amtstafel desLandratsamtsBayreuth
und durch Veröffentlichung im Inter­
net (www.landkreis-bayreuth.de) als
bekannt gegeben.

Hinweise:

1. Die sofortige Vollziehbarkeit dieser
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Allgemeinverfügung folgt aus $ 28
Abs. 3 i.V.m. $ 16 Abs. 8 IfSG kraft
Gesetzes.

2. Die Allgemeinverfügung und ihre
Begründung können während der
allgemeinen Dienstzeiten beim Land­
ratsamt Bayreuth, Markgrafenallee 5,
95448Bayreuth, eingesehenwerden.

Gründe

1.

Während des Jahreswechsels 2019/20
wurde derAusbruchdes neuartigen Coro­
navirus SARSCoV-2 in der chinesischen
Metropole Wuhan (Provinz Hubei) be­
kannt. SARS-CoV-2 wurde mittlerweile
auch in der Bundesrepublik Deutschland
vielfach labordiagnostisch nachgewiesen
und entsprechende Schutzmaßnahmen
wurden angeordnet. SARS-CoV-2 ist von
Mensch zu Mensch übertragbar; es wird
derzeit von einer Inkubationszeit von bis
zu 14 Tagen ausgegangen. Der Haupt­
übertragungsweg ist die Tröpfcheninfek­
tion. Bei gesundenMenschenverläuft die
Erkrankung in derRegel asymptomatisch
oder mit milden grippeähnlichen Symp­
tomen.

Bei schweren Verläufen kann sich eine
Pneumonie entwickeln, die in ein akutes
Atemnotsyndrom übergehen kann; au­
ßerdem kann es zu Nierenversagen kom­
men. Schwere Verläufe treten überwie­
gend bei Menschen mit chronischen
Vorerkrankungen auf, wie zum Beispiel
Diabetes, Herzerkrankungen, chronische
Nieren- oder Lungenerkrankungen. Eine
spezifische Therapie oder ein Impfstoff
existieren bisher nicht, weshalb die 'The­
rapie in der Regel symptomatisch ver­
läuft.

Das Infektionsgeschehen hat sich im
Landkreis Bayreuth insbesondere seit
dem 22.10.2020 stark erhöht. Nach den
Veröffentlichungen des Bayerischen
Landesamtes für Gesundheit und Le­
bensmittelsicherheit lag die 7Tages­
Inzidenz pro 100.000 Einwohner imLand­
kreis Bayreuth am 23.10.2020 bei einem
Wert von 54,02 und am 2.11.2020 bereits
bei einem Wert von 100,32. Die Zahlen
befinden sich noch immer auf hohem
Niveau (7-Tages-Inzidenz von 96,47 pro
100.000 Einwohneram 17.11.2020).

Gemäß $ 24 Abs. 1 Nr. 1 der 8. BayIfSMV
bestehtMaskenpflicht aufvon der zustän­
digen Kreisverwaltungsbehörde festzule­
genden stark frequentierten öffentlichen
Plätzen. Der KonsumvonAlkohol ist laut
$ 24 Abs. 3 der 8. BayISMV auf von der
zuständigen Kreisverwaltungsbehörde
festzulegenden stark frequentierten
öffentlichen Plätzen in der Zeit von 22 bis
6Uhruntersagt.

Die konkreten Plätze wurden durch das
Landratsamt Bayreuth als zuständige

Kreisverwaltungsbehörde erstmals auf
Grundlage der mittlerweile außer Kraft
getretenen 7. Bayerischen Infektions­
schutzmaßnahmenverordnung (7. Bay­
IfSMV) mit Allgemeinverfügung vom
23.10.2020 festgelegt. Inder Folge wurden
die konkrete Umsetzung derBestimmun­
gen und die Entwicklung des Personen­
aufkommens vor Ort in enger Abstim­
mung mit den betroffenen Gemeinden
undPolizeidienststellen nochmals umfas­
send ausgewertet. Daraufhin erfolgte eine
Neufestlegung der aktualisierten stark
frequentierten öffentlichen Plätze mit
Allgemeinverfügung vom 30.11.2020. Die
geänderte Allgemeinverfügung vom
4.11.2020 diente der Anpassung an die ab
dem 2.11.2020 geltende 8. BayItSMV.
Zwischenzeitlich wurden die betroffenen
Orte unter Berücksichtigung des zugrun­
deliegenden Schutzzwecks weiter beob­
achtet. Die vorliegende Anpassung ist in
Anbetracht der Entwicklung der Gege­
benheiten vorOrt angezeigt.

II.

1. Das Landratsamt Bayreuth ist gemäß
$28Abs. l Satz 1 und§ 32 Satz 1 lfSG i.
V. m. $ 24 der 8. BayIfSMV sowie $ 65
Satz 1 ZustV und Art. 3 Abs. 1 des
Bayerischen Verwaltungsverfahrens­
gesetzes (BayVwVfG) sachlich und
örtlich zuständig.

2. Die Allgemeinverfügung stützt sich
auf $ 24 der 8. BayIfSMV, wonach die
zuständige Kreisverwaltungsbehörde
stark frequentierte öffentliche Orte,
an denen eine Maskenpflicht bzw. ein
Alkoholverbot wirksam werden soll,
festzulegenhat.

Durch die Regelung des Tragens von
Masken sowie des Alkoholverbots zur
Nachtzeit auf stark frequentierten
Plätzen soll derVerbreitung des Coro­
navirus entgegengewirkt werden.
Insbesondere soll durch die vorbe­
zeichneten Maßnahmen eine unkon­
trollierte und im Rahmen der Kon­
taktnachverfolgung nicht nachvoll­
ziehbare Verbreitung von Infektionen
vermieden werden. Darüber hinaus
soll die Enthemmungswirkung alko­
holischer Getränke insbesondere in
Hinblick auf die Einhaltung von
Schutz- und Hygieneregeln (Mindest­
abstand) verhindertwerden.

3. Die in den Nummern 1 a) bis c) dieser
Allgemeinverfügung festgelegten
öffentlichen Plätze wurden nach
Rücksprachen mit den betroffenen
Verwaltungsstandorten und den
örtlichen Polizeidienststellen sowie
nach allgemeiner Ortskenntnis des
Landratsamtes Bayreuth als beson­
ders stark frequentiert eingestuft. Die
öffentlichen Plätze sind von erhöhtem
Personenaufkommen bzw. beengten
räumlichen Verhältnissen geprägt,
sodass die Abgrenzung zu den übri­



gen öffentlichen Plätzen im Sinne der
8. BayifSMV erfolgte. Die konkr eten
räumlichen Begrenzungen können
den Plänen in der Anlage zur Allge­
meinverfügung entnommen werden.

Die Festlegung dieser öffentlichen
Plätze ist geeignet, erforderlich und
angemessen. Sie dient dazu, dem an
diesen Orten bestehenden erhöhten
Infektionsrisiko begegnen zu können;
ferner soll durch die Festsetzung
verhindert werden, dass eventuell
unübersichtliche Nachverfolgungs­
szenarien eintreten. Die Einschrän­
kungen der Rechte der Bürgerinnen
und Bürger müssen hinter dem über­
ragenden Schutzgut der Gesundheit
der Gesamtbevölkerung zurückste­
hen.

Diese Allgemeinverfügung gilt im
Gleichlauf mit der Geltungsdauer der
zugrundeliegenden 8. BayIfSMV bis
zum Ablaufdes 30.11.2020.

4. Die sofortige Vollziehbarkeit der
Allgemeinverfügung ergibt sich aus S
80Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGOi. V.m. $ 28
Abs. 3i. V.m. $ 16 Abs. 8 lfSG. Eine
Anfechtungsklage hat demnach keine
aufschiebendeWirkung.

5. Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 4
BayVwVfG kann bei öffentlicher
Bekanntgabe eines schriftlichen
Verwaltungsaktes ein von Satz 3 ab­
weichender Zeitpunkt bestimmt
werden. Angesichts der rasant stei­
genden Infektionszahlen im Land­
kreis Bayreuth ist es zur möglichst
frühzeitigen und wirkungsvollen

Eindämmung des Infektionsgesche­
hens geeignet, erforderlich und ange­
messen, die Frist aufden nächstmögli­
chen Zeitpunkt - hier der Folgetag auf
die ortsübliche Bekanntmachung - zu
verkürzen. Zu beachten ist in diesem
Zusammenhang auch, dass die vorlie­
gendeVerordnung imHinblickaufdie
getroffene Festlegung nur geringfügi­
ge inhaltliche Änderungen im Ver­
gleich zur vorhergehenden Regelung
(Allgemeinverfügung vom 4.11.2020)
enthält, die durchdiese Allgemeinver­
fügung abgelöst wird, und zudem den
Bereich der betroffenen Örtlichkeiten
weiter einschränkt.

Diese Allgemeinverfügung liegt samt
Begründung während der Dienstzei­
ten im Landratsamt Bayreuth, Mark­
grafenallee 5, 95448 Bayreuth, zur
Einsichtnahmeaus.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb
eines Monats nach seiner Bekanntgabe
Klage erhobenwerdenbei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht
Postfachanschrift:

Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth
Hausanschrift:

Friedrichstr. 16, 95444 Bayreuth

schriftlich, zur Niederschrift oder elek­
tronisch in einer für den Schriftformer­
satz zugelassenenForm.

Die Klage muss den Kläger, den Beklag­
ten und den Gegenstand des Klagebegeh­

rens bezeichnen und soll einen bestimm­
ten Antrag enthalten. Die zur Begrün­
dung dienenden Tatsachen und Beweis­
mittel sollen angegeben, der angefochte­
ne Bescheid soll in Abschrift beigefügt
werden. Der Klage und allen Schriftsät­
zen sollen bei schriftlicher Einreichung
oder Einreichung zur Niederschrift Ab­
schriften für die übrigen Beteiligten bei­
gefügtwerden.

Hinweise zurRechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Änderung des
Gesetzes zur Ausführung der Verwal­
tungsgerichtsordnung vom 22.6.2007
(GVBI. 2007, S. 390) wurde in diesem
Rechtsbereich das Widerspruchsver­
fahren abgeschafft. Es besteht keine
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid
Widersprucheinzulegen.

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs
per einfacher E-Mail ist nicht zugelas­
sen und entfaltet keine rechtlichen
Wirkungen. Nähere Informationen
zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte
der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de).

Kraft Bundesrechts wird in Prozess­
verfahren vor denVerwaltungsgerich­
ten infolge der Klageerhebung eine
Verfahrensgebühr fällig.

Bayreuth, 19.November2020
LandratsamtBayreuth
Scheffer
Regierungsrat

163



Anlage

Bad Berneck:
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Pegnitz:

Innenstadtbereich Pegnitz:
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Pottenstein:

Innenstadtbereich pottenstein:
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Rundwanderweg Schöngrundsee bis Teufelshöhle:
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Dritte Satzung zur Änderung der Bei­
trags- und Gebührensatzung zur Was­
serabgabesatzung des Zweckverbandes
zur Wasserversorgung der Creußener
Gruppe (BGS-WAS)

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Creußener Gruppe hat die dritte Satzung
zur Änderung der Beitrags- und Gebüh­
rensatzung zurWasserabgabesatzung des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung
der Creußener Gruppe (BGS-WAS) be­
schlossen. Die Satzung ist genehmigungs­
frei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes überdie kommunale Zusam­
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I)
bekanntgemacht.

Bayreuth, 2. November2020
Landratsamt
Scheffer
Regierungsrat

Dritte Satzung zur Änderung
der Beitrags- und Gebührensatzung

zur Wasserabgabesatzung des
Zweckverbandes zur Wasserversor­

gung der Creußener Gruppe
(BGS-WAS)

vom 9. September 2020

Aufgrund Art. 5, 8, 9 des Kommunalabga­
bengesetzes (KAG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 4. April 1993
(GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt
durch Gesetz vom 9. Juni 2020 (GVBI. S.
286) geändert worden ist, erlässt der
Zweckverband zurWasserversorgungder
CreußenerGruppe folgende Satzung:

$1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur
Wasserabgabesatzung des Zweckverban­
des der Creußener Gruppe vom
06.10.2010wirdwie folgt geändert:

1. $10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas­
sung:
"Die Gebühr beträgt 1,50€ pro Kubik­
meterentnommenenWassers."

2. § 10Abs. 3 erhält folgendeFassung:

"Wird ein Bauwasserzähler oder ein
sonstiger beweglicher Wasserzähler
verwendet, so beträgt die Gebühr 1,50
€ pro Kubikmeter entnommenen
Wassers."

$2

Die Satzungtritt am1.10.2020inKraft.

Creußen, 10. September2020
MartinDannhäußer
Zweckverbandsvorsitzender

Entschädigungssatzung für ehrenamtli­
che 'Tätigkeit im Zweckverband zur
Wasserversorgung derCreußenerGrup­
pe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Creußener Gruppe hat in ihrer Sitzung
am 09.09.2020 eine Entschädigungssat­
zung erlassen. Die Satzung ist genehmi­
gungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
desGesetzesüberdie kommunaleZusam­
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I)
bekanntgemacht.

Bayreuth, 2. November2020
Landratsamt
Scheffer
Regierungsrat

Entschädigungssatzung für den Zweck­
verband zur Wasserversorgung der
CreußenerGruppe

Der Zweckverband zur Wasserversor­
gung der Creußener Gruppe erlässt auf
Grund desArt. 30 ff. des Gesetzes über die
kommunale Zusammenarbeit - KommZG
- folgende

Entschädigungssatzung:

$1Entschädigungsberechtigte

DerVerbandsvorsitzende unddie übrigen
Mitglieder der Verbandsversammlung
werden für die Teilnahme an Sitzungen
und für die sonstige mit ihrem Amt ver­
bundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser
Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt

fürStellvertreter/innen, soferneinVertre­
tungsfallvorliegt.

$ 2 Entschädigung der Verbandsräte

(1) Die Verbandsräte erhalten aus Anlass
ihrer Teilnahme an den Sitzungen der
Verbandsversammlung und ihrer Aus­
schüsse ein Sitzungsgeld in Höhe von
25,00 € je Sitzung, wenn sie nachweislich
der Anwesenheitsliste als Mitglied des
Gremiums an der Sitzung teilgenommen
haben($11Abs. 3 derVerbandssatzung).

(2) Im übrigen gilt $ 11 Abs. 2 der Ver­
bandssatzung.

(3) Bei der elektronischen Ladung und
der Nutzung des Ratsinformationssys­
tems erhalten die ehrenamtlichen Ge­
meinderatsmitglieder einen Pauschalbe­
tragvonmonatlich 5€zurEntschädigung
der Kosten im Zusammenhang mit der
Nutzung der elektronisch übermittelten
Ladung incl. Unterlagen.

$ 3 Aufwandsentschädigung
für den Verbandsvorsitzenden und

seinen Stellvertreter

(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für
seine Tätigkeit eine Aufwandsentschädi­
gung, ebenso der Stellvertreter nach dem
Maße seiner besonderen Inanspruchnah­
me.

(2) Die Aufwandsentschädigung für den
Verbandsvorsitzenden beträgt 350 € mo­
natlich. Es wird eine Jahressonderzah­
lung von 70 % aus 1/12 derAufwandsent­
schädigung gewährt. Die Aufwandsent­
schädigung für den stellv. Zweckver­
bandsvorsitzenden beträgt 50 €/monat­
lich.

(3) Die Aufwandsentschädigungen nach
Abs. 2 nehmenan den allgemeinenBesol­
dungserhöhungenteil.

§ 4 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1.
Mai 2020 in Kraft. Die bisher geltende
Entschädigungssatzung tritt außerKraft.

Creußen, 10. September2020
MartinDannhäußer
Zweckverbandsvorsitzender
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